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Vorwort 

Das Betriebsverfassungsrecht ist in mehreren Kommentaren, in den 
Lehrbüchern des gesamten Arbeitsrechts, in einzelnen Monographien 
und in einer Fülle von Aufsätzen behandelt worden. Ferner gibt es 
auf diesem Gebiet eine umfangreiche Rechtsprechung. 

Unter kritischer Verwertung des vielseitigen Materials wird das 
Betriebsverfassungsrecht hier als Lehrbuch systematisch dargestellt. 
Es ist nach besonderen Gesichtspunkten ausgerichtet. Auf die es kenn-
zeichnenden Aspekte wird in der Einleitung hingewiesen. 

Ich danke meinem Assistenten, Herrn Referendar Dr. Werner Esser, 
für treue Mitarbeit, desgleichen Fräulein Diplom-Sozialwirt Dr. Fran-
ziska Has für fleißige Hilfe bei den Korrekturen und der Anfertigung 
des Sachregisters. 

Im August 1960 

Horst Neumann-Duesberg 
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Einleitung 

Das Bet11iebsverfassungsrecht ist ein selbständiges Rechtsgebiet wie 
das Schuldrecht oder das Sachenrecht des BGB. Seine systematische 
Darstellung ist das Anliegen dieses Lehrbuchs. 

I. Rechtstheorie des Betriebsverfassungsrechts und Zivilrechtsdogmatil{ 

Während ein Leh1:1buch des BGB auf einer im wesentlichen gefestigten 
Dogmatik aufbauen kann, ist solches bei einem Lehrbuch des Betriebs-
verfassungsrechits nicht möglich. Dieses Rechtsgebiet ist Neuland. Das 
ihm hauptsächlich zugrundeliegende Betrielbsverfassungsgesetz {neben 
dem die Regelung des Mitbestimmungsrechts in Montan- und Holding-
gesellschaften steht) ist keine bloße Fortsetzung des an den Räte- und 
Klassenkampfgedanken anknüpfenden Betrielbsrätegesetzes, sondern 
enthält mit seinem rechtlichen Gebot vertrauens:voller Zusammerumbeit 
eine gewandelte Konzeption. 

Bereits hie11bei tauchen Probleme rechtsgmmdsätrz:licher Art auf, 
nämlich ob und inwieweit das Betriebsverfassungsrecht echtes Ver-
bandsrecht ist. Hat das Betriebsverfassungsgesetz den Betrieb, der 
soziolog,isch ein Verband ist, nu:Iliiilehr rechtlich zum Ver.band gemacht? 
Solche Frage liegt sogar näher als die andere häufig bejahte Fl'age, 
ob die betriebsverfassungsrechtliche Belegschaft oder gar die Betriebs-
gemeinschaft ein Verband im Rechtssinn ist; denn tim Betrieb verwirk-
licht sich die Zusammenarbeit, und betriebliche Partnerschaft könnte 
bei ihrer V'Ollen Entfaltung den Betrieb rechtlich :zmm Verband machen. 
Im folgenden wird in den einschlägigen Kapiteln untersucht werden, 
ob die rechtlichen Elemente eines Verbandes auf den Betrieb, die 
betriebsverfassungsrechtliche Belegschaft und die BetriebSigemein-
schaft zutreffen, vemeinendenfalls, olb ein ·besonderer sozialrechtlicher 
Veliband anzunehmen ist, schließlich - wenn auch das abzulehnen 
ist - ob die genannten Gebi1de eigenständige Rechtsformen aufweisen, 
für die das geltende Recht noch keine Typen zur Verfügung stellt. 

Bei der Frage, wer Träger der Beteiligungsrechte und Beteiligungs-
pflichten ist, bieten sich, wenn man den Verbandscharakter der betriebs-
verfassungsrechtlichen Belegschaft ablehnt, für 'die gemeinsame Rechts-
trägerschaft der !betrieblichen Arbeitnehmer zunächst bürgerlich-
rechtliche Begrüfe wie schlichte Rechtsg·emein:schaft und Gesamthand 
an. Es wird zu prüfen sein, ob nicht auch hier eine - in der zivil-
rechtlichen Dogmatik bisher nicht bekannte - eigenständige Rechts-

1 Neumann-Duesberg, Betriebsverfassungsrecht 
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gemeinschaft dem betriebsverfassungsrechtlichen Charakter besser 
Rechnung trägt. 

Auch die Erörterung der Rechtsnatur des Betriebsrats, der oft 
nebeneinander als Organ, Repräsentant oder Vertreter gekennzeichnet 
wird, muß sich zuerst des bürgerlich-rechtlichen Begriffsbereichs 
bedienen. Dabei kann nicht ·an der für den Testamentsvollstrecker und 
den Konkursverwalter •aufgestellten Amts- und Vertretertheorie 
vorbeigegangen we11den, ist ferner zu der im Zivilrecht umstrittenen 
Verpfiichtungsermäehtigung StelLung zu nehmen, sind weiter Institute 
wie Treuhand und Verwaltung heranzuziehen und ist schließlich wieder 
die Frage nach einer eigenständigen Rechtsstellung (hier des Betriebs-
rats) zu beantworten. 

Gleichfalls tauchen bei der Bestimmung der Rechtsstellung des 
Betriebsratsvorsitzenden z1vilrechtli.che Kategorien auf. So sagen 
manche, er sei Stellvertreter in der Erklärung. Ist diese Konstruktion, 
die schon im sonstigen Recht tbedenklich ist, hier verwendbar? Wie 
verhält es sich ferner mit einer Du1dungs- und AnseheinsvolLmacht 
des Betriebsratsvorsitzenden? Kann eigenmächtiges Handeln des Be-
tl'iebsratsvorsitzenden vom Betriebsrat genehmigt werden? Eine Reihe 
von Problemen des Allgemeinen Teils des BGB taucht hier auf. Deren 
Erkenntnis k~ann durch die Theorie des Betriebsverfassungsrechts 
weitergetrieben werden. 

Auch im Rahmen der Untersuchung des Rechtscharakters der Be-
triebsvereinbarung greifen Institute des allgemeinen Privatrechts ein. 
Handelt es sich bei der Betriebsvereinbarung um eine Satzung, einen 
Beschluß, eine Vereinharung, einen Vertrag des !bürgerlichen Rechts 
oder UJm eine besonders geartete betriebsverfassungsrechtliche Ver-
tragsform? 

Schon diese wenigen Beispiele zeigen, welche Berührungspunkte 
zwischen der Rechtstheorie des Betriebsverfassungsrechts und der des 
allgemeinen Zivilrechts bestehen. Oberlieferte Begriffe desbürgerliehen 
Rechts wie Verband und sonstige Rechtsgemeinschaftsformen, Organ 
und Repräsentant, gesetzliche und vertragliche Verpflichtungsermä·ch-
tigung, Treuhänder und Verwalter, Bote und Stellvertreter (im Willen 
und in der Erklärung), Sa•tzung und Beschluß, Vereinbarung und Ver-
trag sind hier auf ihre Anwendbarkeit zu prüfen. Stets wird dabei aber 
vermieden, die neuartigen Rechtsgebilde des Betriebsverfassungsrechts 
in nichtpassende Formen verwandter Rechtstypen zu pressen. Vielmehr 
wird immer den betriebsverfassungsrechtlichen Besonderheiten Rech-
nung getragen und die rechtliche Eigenständigikeit herausges.tellt. 

So wiehtig in ·erkenntnistheoretischer Hinsieht die Aufdeckung des 
rechtlichen Wesens der einzelnen betriebsverfassungsrechtlichen Er-
scheinungsformen ist, so sehr muß man sich davor hüten, allein aus der 
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begrifflichelll Einordnung die EnWl.eidung UIIIlStrittener Rechtsfragen 
abzuleiten. Es wäre begriffsjuristisch ZIU arg.umentieren: Die B-etriebs-
vereinbarung vermöge keine gegenseitigen Verpflichtungen für Arbeit-
geber und Betriebsrat zu begründen, weil sie eine Satzung sei; diese 
könne den sie beschließenden Organen (das wären bei der Betriebs-
vereinbarung der A11beitgeber und der Betriebsrat) schon begrifflich 
keine Verpfl1chtungen auferlegen. Gegen solche Argumentation ist 
vorzubringen, daß man aus einer im Streit um die Rechtsnatur so oder 
so gewählten Prämisse (z. B. Betriebsvereinbarung als Satzung) keine 
Rechtssätze für Einzelfragen entnehmen darf. Allein sachger-echt ist es, 
für die Klärung der fallweise verschiedenen Streitpunkte ·an die 
Rechtstatsachen anzu:knÜipfen, wie sie sich bei der praktischen Gestal-
tung des Rechts ergeben (z. B. ob zwi:schen Arbeitgeber und Betriebsrat 
in der Betrielbs•vereinbarung gegenseitige Verpflichtungen festgelegt 
sind). An die Stelle der reinen .A!bleitung aus Begriffen ist für die 
Rechtsanwendung im Einzelfall auf die Rechtswivklich,k,eit 'abzustellen 
und eine die Intere.ssen vernünftig abwägende Entscheidung zu treffen. 

II. Das Betriebsverfassungsrecht in soziologischer, 
sozialpolitischer und sozialstaatlicher Sicht 

Betriebsverfassung ist nicht nur Nmm, sondern auch soziale Wirk-
lichkeit. Methodische Abkehr vom Positivismus ist dabei selbstver-
ständlich. 

Im Betriebsverfassungsrecht ist weit mehr als im bürgerlichen Recht 
auf die S02lialen Verflechtungen zurückzugehen. Hier.bei vermittelt die 
Betriebssoziologie aufschlußreiche Einblicke in die tatsächlichen betrieb-
lichen Gegebenheiten, und wer:den der Sozialpolitik die Aufgaben 2lur 
Verwirklichung der soz~alen Gerechtigkeit in der modernen Industrie-
gesellsch.aft gestellt. 

So genügt es nicht, bei den Ausführungen über den Betrieb bloß 
dessen rechtliche Merkmale zu entwickeln. Da die betriebliche Mitbe-
stimmung sich im Betrielb abspielt, muß man ei'kennen, wie dieser 
soziologisch zu verstehen ist. Unter Mitheran.zJ.ehung der gerade hierin 
führenden amerikanischen soziologischen Erkenntnisse wird der Betrieb 
desihalb auch in seiner Eigenschaft als soziales Gebilde in die rechtliche 
Untersuchung einbezogen werden. 

Das Betriebsverfassungsgesetz regelt eingehend die Mitbestimmung 
(im engeren und weiteren Sinn). Was nützt aber letztlich die juris·tische 
Interpretation, wenn man llllicht weiß, w~e die Arbeitnehmer, denen das 
Mitbestimmungsrecht als Kollektivrecht gegeben ist, innerlich dazu 
stehen und wie sie sich dabei vevhalten. Bejahen sie es und wird es 
von ihnen positiv mitgetragen? Oder ·sind s1e skeptisch, vielleicht gar 
ablehnend eingestellt? Was sag·t die Betriebspraxis aus? An Hand 
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